
und der Vorsitzende des Rates der EKD,
Landesbischof Dr. Klaus Engelhardt, in
einer Pressekonferenz in Bonn das ge-
meinsame Wort „Für eine Zukunft in
Solidarität und Gerechtigkeit“ vor. Das
Verfahren, dass dieser Veröffentlichung
vorausging, ist so besonders, dass es
sich lohnt, noch einmal zurückzuschau-
en: Ein mehrjähriges intensives Konsul-
tationsverfahren nach dem Vorbild 
der Friedens- und Wirtschaftshirten-
briefe der amerikanischen katholischen
Bischöfe, die damals neue Maßstäbe
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der Partizipation von gesellschaftlichen
Gruppen an einer kirchlichen Veröf-
fentlichung gesetzt hatten, ging der
Veröffentlichung dieses Textes voraus.
Es wurde in Deutschland im Bereich der
Kirchen zum ersten Mal in dieser breit
angelegten Form durchgeführt. Die
innerkirchliche Öffentlichkeit wurde
ebenso aktiviert wie alle gesellschaftli-
chen Gruppen, die eingeladen waren,
sich an diesem Prozess durch Eingaben
zu beteiligen und sich gemeinsam mit
den Kirchen über die Grundlagen unse-
rer Gesellschaft und die Kriterien für
nachhaltiges und umweltgerechtes
Wirtschaften zu verständigen. 

Einmalig war auch die Ökumenizität
des Prozesses. Nachdem im Juni 1993
die Kommission VI der DBK auf Initiati-
ve ihres Vorsitzendes Bischof Homeyer
ein Konsultationsverfahren zur Erarbei-
tung eines grundlegenden Wortes zur
wirtschaftlichen und sozialen Lage be-
schlossen und der ständige Rat der DBK
dem zugestimmt hatte, fanden die er-
sten Hearings statt. Im November 1993
beschließt der Rat der EKD eine offiziel-
le Mitarbeit der evangelischen Kirche,
eine erste ökumenische Arbeitsgruppe

Prälat Dr. Stephan Reimers

Wenn man dreieinhalb Jahre nach sei-
ner Veröffentlichung auf das Gemein-
same Wort der Kirchen zur wirtschaftli-
chen und sozialen Lage zu sprechen
kommt, fällt beinahe automatisch ei-
nem der Gesprächspartner das Stich-
wort „totgelobt“ ein.
In Wirklichkeit jedoch lohnt es sich
sehr, einen Blick auf die Entstehungs-
geschichte und die Versuche der Re-
zeption des Textes zu werfen, weil mit
dem Sozialwort wichtige Schritte zur
Entwicklung einer ökumenischen Sozi-
alethik gegangen wurden.

Gemeinsam haben die beiden großen
Kirchen unseres Landes Ziele für ent-
scheidende Bereiche der Wirtschafts-
und Sozialpolitik formuliert. Es ist ein
umfassender Versuch, mögliche Ant-
worten auf große Herausforderungen
des neuen Jahrhunderts zu finden: Wie
können globaler Wettbewerb und sozia-
ler Zusammenhalt miteinander vereinbar
werden? Wie kann aus der ökologischen
Krise ein Weg zu nachhaltiger und um-
weltgerechter Entwicklung führen? Wie
kann eine verantwortliche Gestaltung
von Politik in der einen Welt aussehen?

Die Entstehung 

Am 28.Februar 1997 stellten der Vorsit-
zende der Deutschen Bischofskonfe-
renz (DBK), Prof. Dr. Karl Lehmann,

Prälat Dr. Stephan Reimers:
Die Glaubwürdigkeit heutiger Politik
entscheidet sich am meisten an der
Frage von Arbeit und Arbeitslosigkeit.

Können Kirchen Politik
möglich machen?
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wird berufen. Ein Jahr später erscheint
die Diskussionsgrundlage „Zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage in
Deutschland“, ein bewusstes „Zerreiß-
papier“, kein Hirtenbrief und keine
Denkschrift, sondern eine Aufforderung
zur Beteiligung an der Sachdiskussion. 

Der dann folgende Prozess, der in der
Pressekonferenz vom 28. Februar 1997
zu seinem vorläufigen Abschluss kam,
ist beispiellos und vorbildhaft zu nen-
nen. Bischof Wolfgang Huber nennt ihn
mit Recht eine „kleine Revolution“, die
mit der Veröffentlichung des Wortes
noch nicht beendet ist. 

Öffentliche Reaktion

Das Gemeinsame Wort war auch in der
Politik relativ breit zur Kenntnis genom-
men worden, mehr als das bei kirchli-
chen Stellungnahmen sonst der Fall ist.
Es „könne sich sehen lassen“, hieß es in
der FAZ, das gemeinsame Wort sei
„analytisch auf der Höhe der Zeit“ und
argumentiere „zugleich in der Tradition
des Evangeliums“. Oskar Lafontaine
zum Beispiel war noch im Wahlkampf
des Frühjahres 1998 durch die Lande
gezogen und hatte sich in einer ganzen
Reihe von Bemerkungen zur sozialen
Lage gerade in Ostdeutschland und
zum Parteiprogramm der SPD, die dar-
auf zu reagieren versprach, auf das
Wort bezogen.

Dem Sozialwort, so kann man festhal-
ten, ist es gelungen, einen Grundkon-
sens in der Gesellschaft zu formulieren
und zu befestigen. Bei manchen löste
die breite Zustimmung aus unterschied-
lichen Lagern der Gesellschaft sogleich
Verdacht aus. Das Wort, so beschrieb es
Vizepräsident Barth auf dem Evange-
lisch-Sozialen Kongress zum einjährigen
Jahrestag, ist kein Schlusspunkt, son-
dern ein Doppelpunkt. Es sind Aufga-
ben gestellt, die gefüllt werden müssen,
der Text muss umgesetzt werden, oder
besser: er kann konkrete Politik nicht er-
setzen, sondern Kriterien für politisches
Handeln formulieren und damit Politik
ermöglichen. 

Schritte der Rezeption

Die beiden Institute, die auf katholischer
und evangelischer Seite mit der Ge-

schäftsführung des Konsultationspro-
zesses und der Auswertung beauftragt
worden waren, das Sozialwissenschaft-
liche Institut der EKD (SWI) und das Ka-
tholische Sozial Institut (KSI) hatten sich
auch verpflichtet, die folgende Auswer-
tung teils zu moderieren und in jedem
Fall zu dokumentieren. So fand z.B. vom
15.-16.April 1997 in Berlin eine gemein-
same Tagung statt, auf der Vertreter der
beiden Kirchen und des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) das Sozial-
wort der Kirchen und das Grundsatz-
programm des DGB diskutierten. Es
wurde festgestellt, dass das Wort der
Kirchen und das Grundsatzprogramm
des DGB über die beiden Leitwerte Soli-
darität und Gerechtigkeit hinaus weite-
re entscheidende Gemeinsamkeiten ha-
ben. Sie sind in großer zeitlicher Nähe
entstanden und haben einen gemeinsa-
men gesellschaftlichen Kontext. Beide
reagieren darauf, dass auf Dauer die
Hoffnung, das anhaltende Phänomen
der Massenarbeitslosigkeit ließe sich
durch weiteres Wirtschaftswachstum
beheben, sich zunehmend verflüchtigt. 

„Ökonomie als gemeinsames Schick-
sal“ ist das Thema des Evangelisch-So-
zialen Kongresses 1998 in Berlin. Dieser
neue Kongress, auf dem sich führende
evangelische Christen versammeln, die
sich einem „sozialen Protestantismus“
verbunden fühlen, knüpft in seinem Na-
men an eine bereits 1890 begonnene
Tradition an. Er will erklärtermaßen die
Initiative fortführen, die mit dem Kon-
sultationsverfahren eingeleitet wurde
und die Themen Ökonomie, Politik,
Ethik und Lebenswelt in den jeweiligen
Sachzusammenhängen bearbeiten. Drei
Tage lang berieten evangelische Kir-
chenführer und Vordenker über den
protestantischen Beitrag zur sozialen
Dauerkrise. Unter anderem wurde vor
den fatalen Folgen der Massenarbeits-
losigkeit gewarnt, die die Glaubwürdig-
keit der Marktwirtschaft entscheidend
untergrabe. Die „verbreitete Enttäu-
schung“ führe zunehmend zur Verbrei-
tung rechtsradikaler Gedankenmuster -
eine Prognose, die sich bis heute be-
stätigt hat. 

Im September 1998 wurde eine neue
Regierung gewählt: Erstmals stellen die
SPD und die Partei Bündnis 90/ Die Grü-
nen die Bundesregierung. Die neue Re-

gierung tritt an unter der selbstgewähl-
ten Maxime, sich entschiedener an den
Maßstäben sozialer Gerechtigkeit bei
der Gestaltung praktischer Politik zu ori-
entieren, als sie dies bei der abgelösten
alteingesessenen christlich-liberalen Re-
gierung glaubte erkennen zu können.
Die neue Regierung hat sich nach der
Wahl eine für beide Koalitionspartner
verbindliche Arbeitsgrundlage gege-
ben: die Koalitionsvereinbarung „Es
gibt verschiedene Möglichkeiten, durchs
Leben zu kommen.“  Das KSI hat eine
interessante Synopse erstellt, anhand
derer – bei aller grundsätzlichen Berück-
sichtung der unterschiedlichen Ansätze
der beiden Dokumente – es möglich ist,
einen sprachlichen und inhaltlichen Ver-
gleich anzustellen. Auch bei solchen
Versuchen gilt es zu bedenken, dass die
Kirchen Politik nicht machen können,
dass kirchliche Stellungnahmen eben
keine Parteiprogramme sind und auch
nicht sein sollen. Sie können Politik aller-
dings ermöglichen.

Resultate

Was ist mit dem Sozialwort passiert?
fragten sich 140 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer beim Prüfungsgipfel zum
dreijährigen Erscheinen des Sozialworts
am 26.2.2000 im Bonner Wasserwerk in
Arbeitskreisen zu den Themen „Zukunft
der Arbeit“, „Armut und Reichtum“ und
„Nachhaltigkeit“. Wenig sei passiert,
bemerkten die Vertreter der katholi-
schen Werke und Verbände. Altminister
Erhard Eppler hingegen fand, das Wort
habe „relativ viel“ bewegt. Allerdings sei
der Riss, der die bundesdeutsche Gesell-
schaft in Arme und Reiche teile, auch
durch die neue Regierung nicht über-
brückt worden. Das Problem der Mas-
senarbeitslosigkeit bleibe bestehen.

Ein Ertrag: 
Eine ökumenische Sozialethik

Zwei Dinge müssen meines Erachtens
auch bei einer nüchternen Analyse der
politischen Verhältnisse hervorgehoben
werden. Der Prozess um das Gemeinsa-
me Wort markiert eine deutliche Stufe
im Gespräch der beiden christlichen
Konfessionen, die durch die Gemeinsa-
me Erklärung zur Rechtfertigungslehre
im Oktober 1999 fortgesetzt worden
ist. In aller Deutlichkeit wurde heraus-
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gearbeitet, wie Christinnen und Chri-
sten gemeinsam Weltverantwortung
übernehmen können, für die katholi-
sche Soziallehre und die evangelische
Sozialethik die Grundlage bieten. Die
beiden Prinzipien Solidarität und Subsi-
diarität sind für den Sozialstaat und das
Funktionieren des Gemeinwesens uner-
lässlich. Die beiden Kirchen waren die
ersten, die in dieser Form zivilgesell-
schaftliche Verantwortung übernom-
men haben.

Im Kapitel 3 des Gemeinsamen Wortes
wird erstmalig kirchenamtlich offiziell
dargelegt, wie eine gemeinsame öku-
menische Sozialethik aussehen könnte.
Protestantische und katholische Theolo-
gie fließen zusammen zu einem neuen,
so bislang noch nicht gekannten Kon-
zept. Die Bibel, sozialethische Prinzipien,
nachhaltige umweltgerechte Entwick-
lung, das zugrundeliegende Menschen-
bild und die Vorstellung von der Kirche
als Volk Gottes sind die Quellen, aus de-
nen sich diese Ethik speist. 

Das gemeinsame Rentenpapier „Verant-
wortung und Weitsicht“, das DBK und
der Rat der EKD in diesem Sommer vor-
gelegt haben, ist nur ein weiterer folge-
richtiger Schritt dieser öffentlich bekun-
deten gemeinsamen Weltverantwor-
tung und ihrer Ordnungsvorstellungen. 

Bündnis für Arbeit

Als zweites möchte ich denjenigen, die
auf dem Bonner Prüfungsgipfel nur
bemerkten, die Anregungen des Sozial-
wortes seien relativ wirkungslos geblie-
ben, entgegenhalten, dass jede Regie-
rung unter dem Druck der Öffentlich-
keit, der Sparzwänge, des Haushalten-
müssens steht. Aus meiner Zeit als
Abgeordneter weiß ich noch genau, wie
schwer Gewissensimpulse in Alltagsent-
scheidungen umzuwandeln sind. Auch
ein Bündnis für Arbeit verstehe ich als ei-
nen Reflex der von den Kirchen ange-
stoßenen Reaktion.

Was ist zu tun?

Die Glaubwürdigkeit heutiger Politik
entscheidet sich am meisten an der Fra-
ge von Arbeit und Arbeitslosigkeit. Das
Bündnis für Arbeit hat dabei noch keine
durchschlagenden Erfolge erzielen kön-

nen. Die  Lage hat sich eher zugespitzt.
Kirchen und Gewerkschaften halten
auch – wie die Tagung mit dem DGB ge-
zeigt hat: trotz der großen Gemeinsam-
keiten in Prioritäten und Vokabular –
nicht in allen Punkten die gleichen Lö-
sungsansätze für plausibel. 

Kombi-Lohn

Aus den Erfahrungen meiner Arbeit als
Landespastor der Hamburger Diakonie
werbe ich für die Idee eines Kombi-Loh-
nes. Der Grundgedanke des Konzeptes
besteht darin, Niedrigstlöhne und Sozial-
hilfe nicht gegeneinander zu rechnen,
sondern zu kombinieren. Niedrig vergü-
tete Tätigkeiten lohnten sich dadurch
mehr und könnten dazu beitragen,
Menschen, besonders geringqualifizierte
Langzeitarbeitslose, in das soziale und
sinnstiftende Netz der Berufstätigkeit
zurückzuführen. Auf gewerkschaftlicher
Seite gibt es Sorgen, dass ein solches
Modell nicht zu neuen, sondern zur Um-
wandlung von bestehenden Arbeitsplät-
zen führen könnte, dass also Arbeitgeber
Mitnahmeeffekte nutzten. 

Schaffung einer sozial-ökologisch-
sozialen Marktwirtschaft

Um die Diskussion aus dem bloßen Aus-
tausch von Hypothesen herauszufüh-
ren, empfehle ich einen bundesweiten
Modellversuch, der gemeinnützigen Ein-
richtungen die Einführung eines Kombi-
Lohnes ermöglicht. Sie müssten aller-
dings nachweisen können, dass sie zu-
sätzliche Arbeitsplätze schaffen. Im
„Bündnis für Arbeit“ sind Absprachen
über beschränkte Modellversuche ge-

troffen worden, die aber meines Erach-
tens noch nicht zufriedenstellend sind. 

Sicherlich sind sich sowohl in der katho-
lischen wie in der evangelischen Kirche
als auch in den Parteien die Verantwort-
lichen einig, dass es notwendig ist, sich
dafür einzusetzen, dass die gegenwärti-
ge wirtschaftliche Ordnung erneuert
und weiterentwickelt wird zu einer sozi-
al, ökologisch und global verpflichten-
den Marktwirtschaft. Dies ist nicht zu-
letzt eine kulturelle Aufgabe, wie es in
Ziffer 13 heißt: „Den Blick für fremdes
Leid zu bewahren ist Bedingung aller
Kultur.“

Auch die Unionsparteien sind mit ihrer
neuen Führungsspitze auf der Suche
nach Koalitionen und nach weltan-
schaulicher Orientierung, wie nicht
zuletzt auf dem Hamburger Katholiken-
tag deutlich spürbar war. Ich möchte
dazu ermutigen, das gemeinsam be-
gonnene Gespräch und das Aufbrechen
der konfessionellen und parteipoliti-
schen Fronten zu nutzen, zur Betei-
ligung an kirchlicher und demokrati-
scher Kultur aufrufen; das Verfahren
des Konsultationsprozesses – gefragt
und gehört zu werden – hat fasziniert
und hat Modellcharakter. Kirche zeigt
sich hier als „Volk Gottes auf dem Weg“
und, so hoffe ich, weiterhin unterwegs
in eine „Zukunft in Solidarität und Ge-
rechtigkeit“. �

Anm.: 
Prälat Dr. Stephan Reimers ist Bevoll-

mächtigter des Rates der EKD bei 
der Bundesrepublik Deutschland und

der Europäischen Union
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Sonntagsblatt „CHRISMA“ erscheint 
erstmals Mitte Oktober

Hamburg: Entgegen unserer Meldung in der Septemberausgabe der Evan-
gelischen Verantwortung erscheint der Sonntagsblatt Nachfolger unter dem
Namen „CHRISMA“. Ab Mitte Oktober erscheint das evangelische Magazin
als monatliche Beilage mit 56 Seiten in der Süddeutschen Zeitung, der
Frankfurter Rundschau, der Sächsischen Zeitung und der Wochenzeitung
„Die Zeit“.

Zusätzlich wird über den Verlag HDV „CHRISMA Plus“ angeboten, das eine
vertiefende Berichterstattung mit 80 Seiten über die evangelische Kirche zum
Inhalt hat.



Sozialwort der Kirchen

Dr. Reinhard Göhner

Gewachsene Offenheit der Kirche 
für die Wirtschaft

Kirche und Wirtschaft haben heute ein
wesentlich besseres Verhältnis zueinan-
der, als dies noch vor einer Reihe von Jah-
ren überhaupt möglich schien. Damit ist
nicht gemeint, dass die Kirchen alles gut
heißen, was in der Wirtschaft geschieht –
das sollen sie auch gar nicht und es wäre
nicht ihre Aufgabe. Spürbar ist aber eine
neue Offenheit für wirtschaftliche Belan-
ge, eine Bereitschaft, die ökonomischen
Bedingungen der Gesellschaft anzuer-
kennen, und das Verstehenwollen des
unternehmerischen Denkens und Han-
delns in seiner spezifischen Eigenart. 

Das Gemeinsame Wort der Kirchen zur
wirtschaftlichen und sozialen Lage in
Deutschland von 1997 mit dem voraus-
gegangenen Konsultationsprozess ist als
ein Meilenstein in dieser Entwicklung zu
bewerten. Die Kirchen haben sich sach-
kundig gemacht, sich auf wirtschaftlichen
Sachverstand eingelassen. An dieser posi-
tiven Grundeinstellung ändert nichts,
dass der eine oder andere konkrete politi-
sche Vorschlag von der Wirtschaft wie
von der Politik abgelehnt werden muss. 

Positiv ist und bleibt, dass nicht am grü-
nen Tisch irgendwelche Modelle ent-
wickelt wurden – wie das sonst schon ein-
mal der Fall ist –, wie Sozialpolitik, Ren-
tensicherung oder Familienpolitik „im
Idealfall“ auszusehen hätten. Es kann
nicht der Weg der Kirchen sein, am
Reißbrett Skizzen zu entwerfen, diese
dann als ethische Forderungen vorzubrin-
gen und auch noch auf deren hundert-
prozentige Umsetzung zu hoffen, weil al-
les gut gemeint war. Der neue Realismus
und Pragmatismus der Kirchen ist dem-
gegenüber ausdrücklich zu loben. 

Auch die aktuelle Gemeinsame Stellung-
nahme der Kirchen zur Alterssicherung

ist realistisch und fordert sogar aus-
drücklich – in einer seiner Kernaussagen
– zur nüchternen Analyse der Fakten
und der politischen Handlungsmöglich-
keiten auf; es fordert an erster Stelle
„Mut zur Wahrheit“, an der es in der
Rentenpolitik wahrlich mangelt. Diese
Gemeinsame Stellungnahme zur Rente
kann als gelungene Konkretion des So-
zialwortes von 1997 bewertet werden.
Dabei ist die Alterssicherung eines der
zentralen sozialpolitischen Themen auf
der politischen Tagesordnung. 

Anhaltende Diskussion um 
Arm und Reich

Das bessere Verhältnis von Kirche und
Wirtschaft ist keine selbstverständliche
kirchliche Entwicklung. Denn die kapita-
lismuskritischen 70er Jahre sind an den
Kirchen und ihrem Personal – vorsichtig
formuliert – nicht spurlos vorbeigegan-
gen. Das gilt für das Erscheinungsbild der
evangelischen Kirchen noch stärker als
für die katholische Kirche. Differenzen

zwischen Kirche und Wirtschaft wird
man vor allem in der Bewertung unserer
Gesellschaft als „Zweidrittelgesellschaft“
finden. Für die anhaltende Diskussion um
die „Schere“ zwischen Arm und Reich ist
das Sozialwort nach wie vor ein vielberu-
fener Kronzeuge. 

Erbe der kapitalismuskritischen Zeit ist
die „Option für die Armen, Schwachen
und Benachteiligten“. Sie ist im Sinne
der christlichen Nächstenliebe völlig
richtig, und die Kirchen würden uns alle
enttäuschen, wenn sie sich nicht zum
Sprachrohr der Menschen ohne Lobby
machen würden. Die Humanität einer
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
zeigt sich nicht daran, wie gut es den
Reichen geht, sondern wie weit alle am
gesellschaftlichen Reichtum teilhaben.
Der Dissens beginnt jedoch, sobald es
um die richtigen Analysen und die zu
ziehenden Konsequenzen geht: 

a) Wer sind denn die Armen, Schwa-
chen und Benachteiligten, und 

b) wie wird ihnen am besten geholfen? 
Die „kapitalismuskritische“ Antwort hat
das einfache Rezept verfochten, Un-
gleichheiten durch Umverteilung und Di-
rekttransfers zu beseitigen. Auf jedem
Kirchentag sind noch genug Vertreter mit
diesem Glauben an den alles richtenden
Staat zu finden. Der Weg kann aber nicht
die simple Umverteilung oder Ausschüt-
tung von Transfers, sondern muss die Hil-
fe zur Selbsthilfe durch eine aktivierende
Sozialpolitik sein. Über einzelne konkrete
Ansätze zur Hilfe kann denn meistens
auch mit den Vertretern der entsprechen-
den kirchlichen Verbände durchaus diffe-
renziert gesprochen werden. 

Eine Gruppe im Raum der katholischen
Kirche unter Leitung des sozialpolitischen
Sprechers der katholischen Bischöfe, Bi-
schof Josef Homeyer, hat in einer Fort-
schreibung des Gemeinsamen Wortes
den Begriff der Beteiligungsgerechtigkeit
entwickelt, der eben dieses Verständnis
von staatlicher Hilfe betont. Einer der be-
liebtesten Begriffe in der deutschen politi-
schen Diskussion ist die „soziale Gerech-
tigkeit“. Es ist völlig richtig, dass soziale
Gerechtigkeit ein Grundwert ist. Aber sie
wird auch als Schlagwort missbraucht
und bedeutet dann konkret oft nicht
mehr als die Forderung nach „Staatskne-
te“. Gerechtigkeit ist aber nicht etwas,
das sich auf dem Verordnungswege von

Evangelische Verantwortung 10/004

Was ist vom Gemeinsamen Wort
der Kirchen zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage geblieben?

Dr. Reinhard Göhner,
Hauptgeschäftsführer BDA, MdB:
Der neue Realismus und Pragmatis-
mus der Kirchen ist ausdrücklich zu
loben.



Ökumene

Staats wegen einfach herstellen ließe,
möglichst durch großzügige Geldüber-
weisungen. Es geht vielmehr um echte
Teilhabe an der Gesellschaft: Das Ziel
muss es vielmehr sein, jeden in den Stand
zu setzen, selbst teilhaben zu können.
Das ist eine sehr viel schwierigere Heraus-
forderung für die Politik und es verlangt
eine Politik der „Umwege“ zum Ziel. Die
„Beteiligungsgerechtigkeit“ ist eine ge-
lungene Konkretisierung des allgemein
formulierten Begriffs „soziale Gerechtig-
keit“ im Gemeinsamen Wort. 

Bleibende Grundprinzipien 
der Sozialethik erarbeitet

Was natürlich bleibt, sind die ethischen
Maßstäbe, die das Gemeinsame Wort
der Kirchen entfaltet hat und die erstma-
lig für beide Konfessionen dieselben Prin-
zipien sind. Die Leitprinzipien Persona-
lität, Subsidiarität und Solidarität sind hier
ausführlich dargestellt und begründet
worden. Insbesondere der Subsidiaritäts-
begriff, Errungenschaft der katholischen
Soziallehre, ist seit dem Gemeinsamen
Wort Bestandteil der evangelischen Sozi-
alethik. Aber auch etwas konkretere
Grundsätze wie „Abschied vom Wohl-
fahrtsstaat“ und „Stärkung der Eigen-
verantwortung“ als Orientierungslinien
der Politik sind festgehalten worden.
Dies ist für die innerkirchliche Diskussion
dabei von erheblich größerer Bedeutung
als für die sozialpolitische Debatte. 

Was im Rahmen dieser allgemeinen
Grundsätze jeweils an Maßnahmen und
Entscheidungen zu treffen ist, bleibt ei-
ne Frage der genauen Problemanalyse,
der Abwägung von Möglichkeiten und
der Prioritätensetzung. Die Kirchen und
ihre Sozialethik ermutigen dazu, ohne
Resultate vorwegzunehmen: sie geben
ethische Impulse und setzen Grenzen.
Das ist ihr sozialethischer Verkündi-
gungsauftrag. Das andere ist die Ver-
antwortung der einzelnen Politiker, die
ihnen niemand abnehmen kann. Dabei
können sie zu unterschiedlichen Lösun-
gen kommen. 

Fortschreibung notwendig 

Was seit dem Gemeinsamen Wort si-
cherlich noch an Bedeutung gewonnen
hat, ist das Stichwort Bildung - Bildung
im Zusammenhang mit dem Problem der

hohen  Arbeitslosigkeit. Über Jahre wur-
de immer die Frage gestellt: „Wohin mit
den Arbeitslosen? Wie können wir sie
unterbringen?“. Es liegt auf der Hand,
dass dann schnell Vorschläge zur Umver-
teilung der vorhandenen Arbeit gemacht
werden. Heute merken wir dagegen im-
mer stärker die andere Seite: dass die
Zahl der offenen Stellen steigt, die nicht
besetzt werden können. Es gibt eine
wachsende Schere zwischen den Ar-
beitsmarktanforderungen und den Qua-
lifikationsprofilen der Arbeitsplatzbe-
werber. Bildung und Qualifizierung wer-
den also immer wichtiger - für die Chan-
cen des Einzelnen im Arbeitsmarkt, aber
auch für die Entwicklung einer hochin-
dustrialisierten Wirtschaft insgesamt und
den „take off“ in neuen Branchen. 

Am anderen Ende der Skala gibt es die
große Gruppe der gar nicht oder gering
Qualifizierten, die unter den Dauerar-
beitslosen die größte Gruppe bilden.
Andererseits sind aber gerade auch die

einfachen Dienstleistungen Mangelwa-
re. Die Lücke besteht in diesem Fall 
in falschen Anreizsystemen, die den
Wechsel von Sozialhilfe in Arbeit ein-
fach unattraktiv machen. Das Gemein-
same Wort der Kirchen hat für diese Fäl-
le einen Kombilohn vorgeschlagen – ei-
ne Kombination von Arbeitslohn und
Sozialeinkommen, die diese falschen
Anreize vermeiden soll. Alle haben sich
mit Begeisterung dafür ausgesprochen;
niemand ist eigentlich dagegen – aber
es ist trotzdem noch nichts Bahnbre-
chendes geschehen. Das Stichwort
„Kombilohn“ ist daher ein Punkt, an
dem das Gemeinsame Wort an einem
konkreten Punkt fortzuführen und auch
die Politik voranzubringen ist. �

Anm.: 
Dr. Reinhard Göhner ist Hauptge-

schäftsführer der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände

(BDA) in Berlin und CDU-Bundestags-
abgeordneter.
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Bernhard Felmberg

Die offiziellen Auseinandersetzungen
über das Gemeinsame Papier zur Recht-
fertigungslehre (GE) sind gerade wei-
testgehend verstummt. Die Unter-
schriften vom Reformationstag 1999 in
Augsburg sind getrocknet. Die evange-
lischen und katholischen Kirchenvertre-
ter sind froh, einen wichtigen Schritt im
ökumenischen Dialog vollendet zu ha-
ben. Im Schlussdokument des Lutheri-
schen Weltbundes stand geschrieben,
dass die beiden Partner ihre Gespräche
„als gleichberechtigte Partner (par cum
pari) begonnen und geführt hätten“.
Nur in der wissenschaftlich betriebenen
evangelischen Theologie begegnet man
hier und da Aufsätzen, die das gemein-
sam Verabschiedete problematisieren
und hinterfragen und die genannte
Gleichberechtigung mit einem Fragezei-
chen versehen. Immer wieder werden

Sind die Grenzen des
ökumenischen Dialogs
vorerst erreicht?

Dr. Bernhard Felmberg:
Die Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit
zwischen Gesprächspartnern gebietet
es, auch in einem Annäherungsprozess
einmal Abstand zu nehmen.



Ökumene

hier die „Fallstricke“ und fragwürdigen
Textstellen der Gemeinsamen Erklärung
sowie der „Gemeinsamen Offiziellen
Feststellung“ (GOF) herausgestellt.
Konnte man annehmen, dass auch die-
se Stellungnahmen im Laufe der Zeit
verstummen würden, so kommt es jetzt
zurecht zu einer erneuten Diskussion
darüber, ob nicht die ökumenische
Freude einen Grundkonsens in Fragen
der Rechtfertigung erreicht zu haben,
durch die Ereignisse der letzten Wochen
getrübt wurden. 

Stolpersteine

Schon die Durchführung des großen
Jubiläumsablasses im „Heiligen Jahr“
2000 hatte bei einigen protestantischen
Vertretern die Frage aufkommen lassen,
ob die Durchführung dieses groß ange-
legten Ablasses dem Konsenspapier zur
Rechtfertigungslehre nicht widerspre-
che. Umso mehr werden diese Zweifel
jetzt geäußert, nachdem genau einen
Tag nach der Vorstellung der ökumeni-
schen Studie „Communio Sanctorum.
Die Kirche als Gemeinschaft der Heili-
gen“ Kardinal Ratzinger als Vorsitzen-
der der Glaubenskongregation offiziell
verkündete, dass allein die katholische
Kirche die Kirche Jesu Christi sei. Die Stu-
die „Communio Sanctorum“ ist das Er-
gebnis der Bilateralen Arbeitsgruppe der
Deutschen Bischofskonferenz und der
Kirchenleitung der Vereinigten Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
(VELKD). Durch die neuen römischen
Verlautbarungen von Kardinal Ratzin-
ger, wird sowohl der ökumenischen Dis-
kussion über den Kirchenbegriff, die in
diesem Papier geführt wird, der Boden
entzogen als auch ein Schatten auf das
bisher Erreichte geworfen. Von Gleich-
berechtigung bzw. von Gleichwertig-
keit ist zwar in dem neuen Dialogpapier
insofern die Rede als die Verhandlungs-
partner sich gegenseitig als Kirche be-
zeichnen, allerdings ist diese Lesart vor
dem Hintergrund zu verstehen, den
Kardinal Ratzinger lieferte. 

Dies ist ein Schlag gegenüber den öku-
menisch gesinnten Theologen, die in
zäher Arbeit mit dem jeweiligen Partner
um die Wahrheit ringen, um zu einer
Einheit in versöhnter Verschiedenheit zu
gelangen. Es war ein frommer Wunsch
der lutherischen Vertreter zu glauben,

dass die katholische Kirche aufgrund
des „Phänomens“ Protestantismus Zu-
geständnisse in den theologischen Fel-
dern machen würde, die für sie als we-
sensbildend gelten. Es wird deutlich,
dass Rom nicht gewillt ist, die Kirchen
der Reformation als die Gemeinschaft
der Heiligen anzusehen, mit denen man
sich auf gleicher Augenhöhe theolo-
gisch auseinandersetzen möchte.  

Es gibt nur eine wahre Kirche

In den Augen der katholischen Kirche
fehlt dem Protestantismus das Eigentli-
che, die Apostolische Sukzession und
damit das richtige Amts- und Kirchen-
verständnis. Das am 5. September veröf-
fentlichte 37seitige Papier Ratzingers, das
die evangelische Kirche sowie alle ande-
ren nicht katholischen Kirchen in ihre
Schranken verweist, trägt den Titel: „Do-
minus Iesus“. Es betont die Exklusivität
Jesu, aber es beschreibt darüber hinaus
auch das Verhältnis der katholischen Kir-
che zu den Kirchen der Reformation, wie
es im 2. Vatikanischen Konzil im Dekret
Lumen Gentium 8 festgehalten wurde:
„Diese Kirche (die Kirche Christi), in dieser
Welt als Gesellschaft verfaßt und geord-
net, ist verwirklicht in der katholischen
Kirche, die vom Nachfolger des Petrus
und von den Bischöfen in Gemeinschaft
mit ihm geleitet wird, auch wenn sich
außerhalb ihres Gefüges mehrere Ele-
mente der Heiligung und der Wahrheit
finden, die als der Kirche Christi eigene
Gaben auf die katholische Einheit hin-
drängen.“

Der Text ist deutlich und gültig. Kardinal
Ratzinger hat diesen Text konservativ
ohne die in ihm angelegte ökumenische
Möglichkeit ausgelegt. Für ihn sind die
protestantischen Kirchen „nicht Kirchen
im eigentlichen Sinn“, doch werden sie
als „kirchliche Gemeinschaften“ be-
zeichnet, in denen schon aufgrund der
Taufe Wahrheiten enthalten sind. Wäh-
rend in den 60er Jahren die Inhalte des 2.
Vatikanischen Konzils zurecht als öku-
menischer Schritt gewertet wurden –
vorher gestand man den evangelischen
Kirchen gar kein Recht auf „Wahrhei-
ten“ zu – so sind heute die Formulierun-
gen des 2. Vatikanischen Konzils Grenz-
steine, über die hinweg theologisch dis-
kutiert werden kann, die aber die katho-
lische Kirche ihrerseits nicht gedenkt

übertreten zu können, denn das Ziel ist
und bleibt, dass die anderen Kirchen mit
ihrer Wahrheit auf die katholische Ein-
heit „hindrängen“ sollen. Dieses „Hin-
drängen“ scheint bei den lutherischen
Verfassern des Dialogpapiers „Commu-
nio Sanctorum“ sehr ausgeprägt. Dies ist
jedenfalls der Eindruck, der einen durch
das ganze Studienpapier begleitet. 

Der Text „Communio Sanctorum“ ist
das vorläufige Ergebnis einer 1987 auf-
genommenen Arbeit, die sich den Fra-
gen stellte, die bei der vorangegange-
nen Studie der Arbeitsgruppe „Kirchen-
gemeinschaft in Wort und Sakrament“
offengeblieben waren. Man hatte die
Veröffentlichung bewusst hinausgezö-
gert, um nicht in die Debatte der Recht-
fertigungslehre zu geraten. Jetzt schien
der Zeitpunkt geeignet, den neuen
Schritt zu wagen. Kardinal Ratzinger hat
prompt geantwortet und Bischof Schee-
le (Würzburg), dem Vorsitzenden der
Ökumene-Kommission der Deutschen
Bischofskonferenz war es bei der Vor-
stellung des Dialogpapiers anzumerken,
dass er um das Kommende wusste. Es ist
abzuwarten, inwieweit die Schrift jetzt
zur Kenntnis genommen wird. Worum
geht es in „Communio Sanctorum“? Es
werden die Themen besprochen, die
man noch vor Jahren für nicht verhan-
delbar gehalten hätte. 

„Communio Sanctorum“ 
im Spannungsfeld

Als Beispiele seien das Papstamt, die
Heiligen- und Marienverehrung ge-
nannt. Grundsätzlich gewinnt man den
Eindruck als sei hier lutherisches Denken
um der ökumenischen Bemühung we-
gen auf Rom hin zentriert worden. Be-
legt werden kann dies an einigen Bei-
spielen. Trotz aller Bedenken, die die
evangelisch-lutherische Seite gegenüber
dem Petrusamt zu verbalisieren sich in der
Lage sieht, ist die ganze Thematik der
„Kirchenleitung“ auf das „Petrusamt“
ausgerichtet, als würde die Bibel und die
kirchengeschichtliche Entwicklung der er-
sten Jahrhunderte nur diese Form kirchli-
cher Leitung kennen. So kann die evan-
gelisch-lutherische Seite sagen (Ziff. 191):
„Die Bindung eines solchen universalen
Petrusdienstes an den Bischof von Rom
legt sich für die abendländische Christen-
heit trotz aller Belastungen aus histori-
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schen Gründen nahe.“ Dieser Satz wird
für viele lutherische Christen kaum nach-
zuvollziehen sein, geschweige denn von
Christen unierter und reformierter Kir-
chen getragen werden. In allem Ernst
wird für die Anerkennung des Petrusam-
tes die Abschaffung des Jurisdiktionspri-
mates und der Unfehlbarkeit gefordert
(Ziff. 198). Jurisdiktion und Unfehlbarkeit
aber sind unumkehrbarer Bestandteil der
Macht des Papstes. Wer sie in Frage stellt,
stellt das Papstamt an sich in Frage. Was
will man mit solchen Sätzen erreichen?
Soll Nähe um jeden Preis dokumentiert
werden?

Heiligen und Marienverehrung

Ebenso wie bei der Auseinandersetzung
um das Petrusamt, wagen sich die lu-
therischen Vertreter der Arbeitsgruppe
sehr weit vor, wenn von der Heiligen-
und Marienverehrung die Rede ist.
Zwar wird betont, dass die Heiligenver-
ehrung eine Form der Gottesverehrung
ist, doch wird mit keinem Wort seitens
der Lutheraner erwähnt, dass nach lu-
therischer Anthropologie der Mensch
Gerechtfertigter und Sünder zugleich ist
(„simul iustus et peccator“). Nach Lu-
thers Auffassung kann der Mensch auf-
grund seines Seins keine Verdienste er-
werben, die ihn „heilig“ werden lassen.
In der vergangenen und gegenwärtigen
Ablasstheologie der katholischen Kirche
wird den Heiligen aber z.B. genau diese
Möglichkeit zugesprochen. Ihre über-
fließenden Verdienste („merita super-
flua“) werden dem Kirchenschatz zuge-
rechnet, der aus den Verdiensten Christi
und der Heiligen besteht. Indem die lu-
therischen Vertreter des Dialogpapiers
diese „Anwendung“ der Heiligen theo-
logisch nicht explizit ausgeschlossen
bzw. angesprochen haben, billigen sie
eben den Heiligen mehr zu, als dass die-
se durch Gott gerechtfertigte Menschen
waren, die ein Leben im besonderen
Glaubenszeugnis führten. Auch einer
sich verselbständigenden Heiligenvereh-
rung wird nicht genügend biblisch-theo-
logisch entgegnet. So wird geäußert:
„Die Heiligenverehrung weist alle For-
men und Weisen menschlich-konkreter
Liebe auf und ist damit stets zeit- und kul-
turverhaftet. . . Deshalb kann ihre Form
weder für alle Christen verpflichtend ge-
macht, noch von partikularen Traditio-
nen aus grundsätzlich in Frage gestellt

werden.“ Gerade aber diese katholi-
schen Traditionen waren es und sind es,
die eine Heiligenverehrung in Frage stel-
len, weil sie oft den Bezug zur Gottesver-
ehrung nicht erkennen lassen. Zu sehr
gewollt wirkt der im Dialogpapier auf-
gezeigte Vergleich (Ziff. 248) zwischen
den Wallfahrten, als Ausdruck der
„menschlichen Erfahrung von Gottes
Nähe an bestimmten Orten“ (Ziff. 248)
und „Fahrten an Orte wie Taizé“ und
„zu Lutherstätten“ (Ziff.249). Sollte es
wirklich in Vergessenheit geraten sein,
dass die großen Wallfahrtstätten mit
ihren z.T. beträchtlichen Reliquien-
schätzen Orte der Ablassverkündigung
und Gewährung waren und sind? Gera-
de das „Heilige Jahr“ 2000 hat gezeigt,
dass viele Menschen sich durch Wall-
fahrten an diese Orte Erlass von Sün-
denstrafen erhoffen. 

Wallfahrten werden von katholischen
Christen u.a. zu den Orten unternom-
men, an denen man sich körperliche Hei-
lung oder Nähe von speziellen Heiligen
erwartet. „Evangelische Christen pilgern
jedoch gewöhnlich nicht zu Orten, die
durch bestimmte Heilige und deren Ver-
ehrung geprägt sind.“ (Ziff. 249) Dieser
Satz ist notwendig, zeigt aber auch, dass
in diesem Fall von der „praxis pietatis“
ausgegangen wird. Die Argumentati-
onsweise ist problematisch, denn selbst
wenn Protestanten das „Wallfahrten zu
Heiligen“ für sich entdecken würden,
müsste in Wort und Lehre darüber ge-
sprochen werden, ob dies biblischem
Verständnis gemäß ist. Das „sola scrip-
tura“ gilt auch in diesen Dingen. Außer-
dem hinkt der Vergleich mit Taizé und
den Lutherstätten gewaltig. Nicht der
Weg nach Taizé oder Wittenberg ist
entscheidend, sondern der Ort an sich.
Keine Heilung und kein Straferlass er-
wartet einen in Taizé, sondern eine öku-
menische (sic!) Gemeinschaft, die im
Geist Jesu Christi das Wort Gottes ei-
nem nahe bringt. Die genannten Orte
erhalten für den evangelischen Christen
ihre Bedeutung durch die Verkündung
des Wortes Gottes. 

Maria als Gestalt zwischen 
den Kirchen

Als letztem Punkt der Studie wenden sich
die Verfasser Maria zu. Es wird ein Wan-
del in beiden Kirchen konstatiert, der das

Reden über Maria ermöglicht. Der Evan-
gelische Erwachsenen-Katechismus arti-
kuliert: „Maria gehört in das Evangelium.
Maria ist nicht nur ‘katholisch’; sie ist
auch ,evangelisch’.“ (Ziff.259). Allein die
dogmengeschichtliche Entwicklung, die
die starke Verehrung Mariens als „Re-
präsentantin des neuen Bundes“ nach
sich gezogen hat, verstellte den Blick auf
eine Persönlichkeit der Bibel. War es im
16. Jahrhundert vor allem ein übertrie-
bener Marienkult, den Luther verurteil-
te, so sind es heute vor allem die Dog-
men der „Unbefleckten Empfängnis“
(1854) und der „Assumptio Mariae“
(1950), die einen Dialog in dieser Frage
belasten. 

Auch wenn in „Communio Sanctorum“
betont wird, dass diese Dogmen der
Verehrung Gottes dienen, darf die lu-
therische Kirche sich auf einen solchen
Argumentationspfad nicht einlassen, da
letztlich alles und jedes mit der Vereh-
rung Gottes erklärt werden kann. Viel-
mehr muss herausgearbeitet werden,
dass Maria als von Gott Erwählte und als
„Gottesgebärerin“ durch ihre anthro-
pologische Verhaftung nicht „entrückt“
ist und trotzdem zurecht eine zentrale
Bedeutung in der Heilsgeschichte hat.
Dies ist biblisch, das andere ist traditio-
nelle Ausformung religiöser Empfindun-
gen. Die biblische Dimension muss in
diesen Gesprächen von lutherischer Sei-
te immer wieder deutlich hervorgeho-
ben werden. Ein Luthertum, das der Tra-
dition unter Vernachlässigung des bibli-
schen Zeugnisses das Wort redet, ist in
Gefahr, zu einer Einheit mit der katholi-
schen Kirche hinzudrängen – zu einer Ein-
heit, die allerdings nicht den Begriff der
versöhnten Verschiedenheit kennt. Ein
anderer Weg als den der Rückkehr unter
Anerkennung des katholischen Amts-
und Kirchenverständnisses ist aber nach
der Erklärung der römischen Glaubens-
kongregation „Dominus Iesus“ bisher
nicht möglich. 

Gerade angesichts der vielen Schritte,
die seitens der evangelischen Kirchen
zumal in der Rechtfertigungslehre in
den letzten Jahren im Gespräch auf die
katholische Kirche unternommen wur-
den, muss jetzt deutlich bekannt wer-
den, dass das ökumenische theologi-
sche Gespräch durch die Ausführungen
von Kardinal Ratzinger belastet wurde.
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Taufe und Kirchenaustritt

Eine ökumenische Besinnungspause
seitens der evangelischen Kirche in
Deutschland täte jetzt Not. Es hilft mei-
nes Erachtens nicht weiter, den emotio-
nalen Schaden, der verursacht wurde als
nicht gegeben zu betrachten. Auf allen
Ebenen der evangelischen Kirche hat die
Aussage Ratzingers Spuren des Unver-
ständnisses und des Ärgers hinterlassen.
Es muss daher nicht immer gleich mit ei-
ner trotzigen „dennoch Ökumene“ ge-
antwortet werden. Ein Fortfahren der
Gespräche ohne das gleichzeitige Mit-
denken des durch Ratzinger geäußer-
ten, hieße sich weiterhin über die reelle
Situation der Ökumene zu täuschen. Ei-
ne Ökumene, die „unten“ funktioniert,
getragen vom Geist der Gemeinsam-
keit, darf sich nicht von dem abkoppeln,
was Gesprächsstand ist. Wäre dies der
Fall, hätte dies fatale Folgen für beide
Kirchen. Die Ehrlichkeit und Wahrhaftig-
keit zwischen Gesprächspartnern gebie-
tet es, auch in einem fortgeschrittenen
Annäherungsprozess einmal Abstand-
nehmen zu können, um wieder den rech-
ten Blick auf das Geschehene zu bekom-
men. Erst dann wird wieder eine sinnvol-
le Annäherung im theologisch-ökumeni-
schen Dialog gestaltet werden können. 

Durch die Äußerungen vieler hochran-
giger Katholiken ist deutlich geworden,
dass das ökumenische Miteinander in
Deutschland durch die Aussagen Roms
nicht nachhaltig gestört werden muss.
Dies ist zu hoffen! Es gilt dennoch die
Feststellung, dass Partner in einem Dia-
log gleichberechtigt sein sollten. Dazu
aber muss sich auch Rom bewegen!

Der Präsident des Lutherischen Kirchen-
amtes der VELKD, Friedrich Scharbau
(Hannover) brachte es in der Präsentati-
on des Dialogpapiers „Communio
Sanctorum“ auf den Punkt als er sagte,
dass erst dann „ein ökumenischer
Durchbruch“ erreicht sei, wenn die ka-
tholische Kirche akzeptiere, dass die ei-
ne Kirche Jesu Christi in der Geschichte
immer nur in der Mehrzahl verschiede-
ner Kirchen vorgekommen ist und vor-
kommt. Diese Einsicht ist Rom noch
nicht zuteil geworden! �

Anm: 
Dr. Bernhard Felmberg ist Bundesge-
schäftsführer beim Evangelischen Ar-

beitskreis (EAK) der CDU/CSU

OKR Klaus-Dieter Kaiser

Die Anzahl von Kirchenaustritten ist in
letzter Zeit glücklicherweise wieder
zurückgegangen. Dennoch gibt es in-
zwischen eine große Anzahl von Men-
schen, die aus unterschiedlichen Grün-
den aus der Kirche ausgetreten sind.
Diese, in ihrer Dimension neue, Situati-
on fordert die Kirchen zum Handeln
heraus und stellt sie vor neue Aufgaben. 

Die Kirchengemeinden sind mit ihrem
Dienst nicht nur an die Menschen der
Kerngemeinde und an die Kirchendi-
stanzierten sowie an Menschen, die mit
dem christlichen Glauben überhaupt
noch nicht in Berührung kamen, gewie-
sen. Gegenwärtig haben es die Kirchen
mit einer erheblichen Anzahl von Men-
schen zu tun, die zwar durch die Taufe
Mitglieder der Kirche geworden sind,
durch ihren Austritt die Verbindung zur
Kirche unterbrochen haben. Angesichts
dieser Situation ist es notwendig, bei
dem Personenkreis, der der Kirche nicht
angehört, genauer zu unterscheiden. 

Differenzierung zwischen Getauften
und Ungetauften

In ähnlicher Weise, wie bei den Kirchen-
mitgliedern im Blick auf die Gestalt und
die Intensität der Wahrnahme ihrer Kir-
chenmitgliedschaft durch soziologische
und theologische Reflektionen hilfrei-
che Differenzierungen für die kirchliche
Arbeit vorgenommen werden, ist es
notwendig, entsprechende Differenzie-
rungen auch im Blick auf die Menschen,
die nicht der Kirche angehören, vorzu-
nehmen. Es macht einen Unterschied,
ob jemand getauft ist oder nicht.

Deshalb hat sich die Kammer für Theolo-
gie der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land dieser Fragestellung angenommen.
Ihre Ausarbeitung wurde im Frühjahr im
Auftrag des Rates der EKD veröffentlicht.
Ziel der Ausarbeitung der Kammer für

Theologie ist, eine theologische Grundle-
gung der seelsorgerlich-missionarischen
Aktivitäten beim Dienst der Kirche an
den aus ihr Ausgetretenen zu geben. 

Die Bedeutung der Taufe ist
unverlierbar

Die Publikation wendet sich vor allem an
kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter – insbesondere im Pfarramt –, um
die Sensibilität für diese Problematik zu
schärfen und die Gemeinden in ihrem
Zugehen auf die Ausgetretenen zu er-
mutigen. Dabei soll mit der Ausarbeitung
der Fehleinschätzung entgegengetreten
werden, dass mit dem Kirchenaustritt das
Getauftsein keine Relevanz mehr besitzt.
Im Taufgeschehen wird die Verheißung
der Gnade Gottes konkret und persönlich
erfahrbar. Der die Welt liebende Gott
legt sich für den Getauften auf seine
Gnade ein für alle mal fest. Diese wech-
selseitige Bedeutung der Taufe ist unver-
lierbar. Dies gilt nicht nur für diejenigen,
die mit ihrem Glauben darauf antworten.
Es gilt auch für diejenigen, die sich nach
ihrer Taufe vom Glauben abwenden und
durch den Kirchenaustritt die Gemein-
schaft der Glaubenden verlassen.

Kirchenaustritt als Rechtsvorgang

Entscheidende Ansatzpunkte eines
nachgehenden missionarischen Zeug-
nisses der Kirche sind sowohl der Bruch,
der mit dem Kirchenaustritt vollzogen
wird und als solcher ernstzunehmen ist
als auch die bleibende Zugehörigkeit
des Getauften zur Kirchengemeinde.
Deshalb ist zunächst nach den je kon-
kreten Gründen für einen Kirchenaus-
tritt zu fragen. Dieser Bruch muss aber
immer im Zusammenhang mit der blei-
benden Zugehörigkeit des aus der Kir-
che ausgetretenen getauften Menschen
gesehen werden. 

Nach deutschem Kirchen- und Staatskir-
chenrecht handelt es sich beim Kirchen-
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austritt um einen Rechtsvorgang, durch
welchen ein Kirchenmitglied seine Mit-
gliedschaft in der Kirche, der er bisher
angehörte, mit allen Rechten und Pflich-
ten beendigt. Mit einem solchen Kir-
chenaustritt vollzieht sich in mehrfacher
Hinsicht ein Bruch: Mit der Trennung
von der Gemeinschaft der Kirchenmit-
glieder besteht geistlich die Gefahr, auch
die Verbindung zu Christus zu verlieren.
Rechtlich wird ein Bruch mit der konkre-
ten Kirche vollzogen. Innerkirchlich ver-
liert der Ausgetretene bisher die durch
seine Mitgliedschaft gegebenen kirchli-
chen Rechte. Dieser Bruch macht sich
aber nicht nur auf der Seite des Ausge-
tretenen bemerkbar, sondern betrifft in
gleicher Weise die Kirchengemeinde. Sie
verliert einen der ihren. Die Entschei-
dung zum Kirchenaustritt hinterlässt ei-
ne Wunde und ist ein Verlust für die Ge-
meinschaft in der konkreten Gemeinde,
aber eben auch ein geistlicher Schaden
der Getauften, selbst wenn es ihnen oft
selbst nicht bewusst ist, da sie die Ver-
bindung zu der für das Leben wesentli-
chen Quelle zerstören.

Gliederung

Die Ausarbeitung gliedert sich in vier
Abschnitte: In einem ersten Abschnitt
wird das Problem der Verhältnisbestim-
mung von Taufe und Kirchenaustritt
unter den gegenwärtigen Bedingungen
dargestellt und auf die bisher geltende
Rechtslage der Kirchenordnungen hin-
gewiesen (diese selbst sind mit entspre-
chenden Auszügen in einem Anhang
der Publikation beigegeben). In einem
zweiten Abschnitt wird das christliche
Verständnis der Taufe entfaltet, indem
die Beziehung zwischen dem göttlichen
Auftrag und der Kraft göttlicher Ver-
heißung zur Taufhandlung mit dem
Handeln der taufenden Gemeinde und
dem Handeln des Täuflings in Bekennt-
nis, Gehorsam und Gebet entfaltet wird.
Ausgehend von diesem je einmaligen
Taufgeschehen wird in einem dritten
Abschnitt die „unverlierbare“ Bedeu-
tung der Taufe beschrieben. In der Tau-
fe verbindet sich der rechtliche und der
spirituelle Aspekt der Kirchenmitglied-
schaft. Mit der Taufe ist eine bleibende
Zugehörigkeit der Getauften zu Jesus
Christus und damit aber auch zur kon-
kreten Gemeinde begründet. Eine An-
nullierung der Taufe ist deshalb trotz 

des rechtlich geregelten Kirchenaustritts
und der damit verbundenen persönli-
chen Freiheit hierzu nicht möglich. 

Verhältnis zwischen getauften
Ausgetretenen und der Gemeinde

Deshalb richtet die Ausarbeitung der
Kammer ihr Augenmerk insbesondere
auf eine evangelisch verantwortete In-
terpretation dieser Rede vom unverlier-
baren Charakter des Taufgeschehens
sowohl für den Getauften wie für die
taufende Gemeinde. Aus dem span-
nungsvollen Miteinander von Bruch
und bleibender Zugehörigkeit des ge-
tauften Ausgetretenen ergibt sich die
bleibende Ansprechbarkeit des Ausge-
tretenen auf den Glauben hin und damit
auch die bleibende Bezogenheit der Ge-
meinde auf alle Getauften, also auch auf
die, die die Kirche verlassen haben. 

Erinnerung an das Taufgeschehen

Deshalb betont – insbesondere im vier-
ten Abschnitt, in denen praktische Fol-
gerungen dargestellt werden – die Aus-
arbeitung mit Nachdruck, dass in den
Kirchengemeinden die Erinnerung an
die Taufe und ihre bleibende Bedeutung

stärker gepflegt werden soll. Dies kann
durch die Tauferinnerung immer wieder
im gemeindlichen Leben bewusst ge-
macht werden. Dabei dürfen sich die
Angebote zur Tauferinnerung nicht nur
an Kirchenmitglieder richten, sondern
müssen auch denen gelten, die die Kir-
che verlassen haben. Wir dürfen Kir-
chenaustritte nicht achselzuckend hin-
nehmen, sondern in der seelsorgerlich-
missionarischen Praxis, die den Ausge-
tretenen nachgeht, diese auf das
unverlierbare Ja Gottes, welches in der
Taufe ihnen persönlich zugesprochen
worden ist, hin ansprechen. Beides ist in
gleicher Weise ernstzunehmen, auch
das mit dem Kirchenaustritt betonte
und ausgesprochene Nein des Ge-
tauften.

Zugehen der Kirche auf Ausgetretene

Wenn mit der Taufe Gottes gutes Ein-
treten für den Menschen positiv, per-
sönlich und praktisch für den einzelnen
Menschen erfahrbar geworden ist,
dann kann die Kirche auch in ihrem
Handeln gegenüber den Ausgetretenen
daran anknüpfen. Die Kirche kann posi-
tiv anknüpfen an die unzerstörbare Bin-
dung, die Gott gegenüber einem be-
stimmten Menschen mit der Taufe ein-
gegangen ist. Die Kirche muss persön-
lich auf Ausgetretene zugehen. Sie tut
dies, indem sie sich mit der unterschied-
lichen Motivationslage, die zum Kir-
chenaustritt geführt hat, auseinander-
setzt. Und die Kirchengemeinden müs-
sen versuchen, Ausgetretene praktisch
in ihren Dienst mit einzubeziehen. Dies
kann geschehen, indem auch Ausgetre-
tene zur Mitarbeit an kirchlichen Projek-
ten, Aktionen, Kirchenfesten oder ähnli-
ches gezielt eingeladen werden und da-
mit ein erster Schritt zur Neubelebung
der Kirchenmitgliedschaft erleichtert
wird. Auch die Einrichtung von „Wie-
dereintrittsstellen“ in einigen Landeskir-
chen ist eine der möglichen Antworten
auf die mit den Kirchenaustritten ver-
bundene Herausforderung. Entschei-
dend ist aber das Handeln der konkre-
ten Kirchengemeinde gegenüber den
Ausgetretenen. �

Anm.:
Klaus-Dieter Kaiser ist Oberkirchenrat

im Kirchenamt der Evangelischen
Kirche in Deutschland 
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Die Taufgnade besitzt unverlierbaren
Charakter – auch bei Kirchenaustritt.
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Am 31. Oktober 1517, dem Vorabend
des Festes Allerheiligen, schlug ein Au-
gustinermönch und Theologieprofessor
95 Thesen an die Tür der Schlosskirche
der kleinen Universitätsstadt Witten-
berg in Sachsen. Mit diesem Anschlag
sollte zur Diskussion über den kirchli-
chen Ablass aufgerufen werden. Dass
dieser Anschlag zu seiner Verurteilung
als Ketzer führen und die kirchliche Welt
verändern würde, konnte der Mönch
und Professor nicht ahnen. Und dass wir
heute noch diesem Beginn der Refor-
mation am 31. Oktober gedenken, als
eigenständige Kirche, damit war eben-
falls nicht zu rechnen.

Geschichtlicher Rückblick

Worum ging es damals? Die katholische
Kirche sah für den Christen, der für sei-
ne Sünden Buße tat, den Ablass vor. Mit
einem Ablassbrief konnte der Christ die
Strafen abgelassen bekommen, die über
seine gebeichtete Sünde verhängt wur-
den, wie zum Beispiel vorübergehender
Ausschluss vom Abendmahl, auferleg-
tes Fasten oder eine bestimmte Anzahl
von Gebeten. Man erhielt diesen Brief
nach entsprechender Geldzahlung. 
Zwei Dinge führten dazu, dass dieser
mittelalterliche Kirchenbrauch proble-
matisch wurde. Zum einen entdeckten
Papst und Kardinäle in Rom die Finanz-
kraft des bußwilligen Kirchenvolkes. Der
Papst wollte mit diesem Geld anderwei-
tige Projekte bezahlbar machen, Kreuz-
züge gegen die Türken oder gegen Ket-
zer. Oder – wie 1506 durch Papst Julius
II. ausgeschrieben – den Neubau der Pe-
terskirche in Rom. Die frommen Men-
schen wollten sich von der Strafe durch
Geldzahlungen befreien, denn die Angst
vor dem Teufel und seinen Wirkungen
bestimmte das tägliche Leben. Zum an-
deren veränderte sich die Lehre vom Ab-
lass selbst. Nicht mehr nur zeitliche Buß-
strafen wurden erlassen. Man konnte
jetzt auch für verstorbene Verwandte
Ablassbriefe erwerben, die sich nach ka-

tholischer Lehre noch im  Fegefeuer be-
fanden. „Wenn der Groschen im Kasten
klingt, die Seele aus dem Fegefeuer in
den Himmel springt“: mit diesem „Wer-
bespruch“ wurde bis in das 16. Jahrhun-
dert für die zu zahlende Seelenrettung
geworben.

„Wenn der Groschen im Kasten klingt,
die Seele aus dem Fegefeuer in den Him-
mel springt“. Martin Luther kam im
Beichtstuhl zu Ohren, man brauche kei-
ne Buße mehr zu leisten, man habe
schließlich von Herrn Tetzel die verbrief-
te Lossprechung von seinen Sündenstra-
fen erhalten. Johannes Tetzel verkaufte
den Peterskirchenablass u.a. in der Ge-
gend von Jüterbog (Brandenburg). In
Sachsen war dieser Verkauf verboten,
aber es war für die Leute ein leichtes,
über die Landesgrenze zu fahren.

Martin Luther ging gegen diese Praxis
vor. Seit 1516 predigte er gegen den
Ablass, allerdings ohne Erfolg. 1517
stellte er die bekannten 95 Thesen zu-

sammen, die den Irrweg dieser Praxis
belegen sollten. Er schlug sie an die
Schlosskirche zu Wittenberg, womit er
nach damaligem universitärem Brauch
zur öffentlichen Disputation auffordern
wollte. Zugleich versandte er die Thesen
an Erzbischof Albrecht von Mainz, der
Johannes Tetzel mit dem Verkauf von
Ablassbriefen beauftragt hatte. 

Was wollte Luther damit erreichen?
„Da unser Herr und Meister Jesus Chri-
stus spricht: ,Tut Buße, denn das Him-
melreich ist nahe herbeigekommen!’,
hat er gewollt, dass das ganze Leben der
Gläubigen Buße sein soll.“, so die erste
der 95 Thesen. Der Gläubige sollte nicht
darauf vertrauen, mit einer Geldzah-
lung, mit einem Werk seiner Hände für
seine Sünden Vergebung zu erlangen.
Nein, allein im Glauben, so weiß Luther
seit der Lektüre des Römerbriefes
1515/16, kann der Christ seinen Herrn
Jesus Christus um Vergebung bitten
und sie auch erlangen. Das ganze Leben
ist Buße, und gerade diese Tatsache
macht den Menschen frei von den Ver-
suchen mit dem eigenen, immer unvoll-
kommenen Handeln oder gar mit finan-
ziellen Mitteln Gott gnädig zu stimmen.
Hier wird zum ersten Mal das völlig
neue Verständnis des Menschen und
seines Glaubens vernehmbar, das Lu-
ther bereits seit einiger Zeit umtrieb.

Mit dem Anschlag der 95 Thesen tritt
die Reformation Luthers ans Licht der
Öffentlichkeit. Der Anschlag war das
entscheidende, zündende Ereignis, die
Bündelung aller Tendenzen einer bevor-
stehenden Veränderung der christlichen
Welt. Für diese Veränderung seien als
Beispiele genannt: die Unzufriedenheit
über kirchliche Missstände, die wach-
sende Zahl frommer und auch sektiere-
rischer Bewegungen außerhalb der ka-
tholischen Kirche, die Verselbständi-
gung des weltlichen Lebens von kirchli-
cher Bevormundung, zentral greifbar in
Humanismus und Renaissance. 

Luther hatte zunächst nicht vor, öffent-
liches Aufsehen zu erregen. Er wollte
nur über den Sinn der Ablassbriefe dis-
kutieren und bat in seinen Briefen um
Ratschläge und Berichtigung, falls seine
Position nicht dem Wort der Schrift ent-
sprechen sollte. Seine Thesen fanden
schnelle Verbreitung in Deutschland.

Evangelische Verantwortung 10/0010

Luthers Thesenanschlag und
der Christ an der Schwelle
zum 21. Jahrhundert

Heinz-Volker Mantey:
Die Schwester der evangelischen
Freiheit ist die evangelische
Veranwortung
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Noch im selben Jahr wurde der ur-
sprünglich lateinische Text ins Deutsche
übersetzt und in Nürnberg gedruckt.
Erzbischof Albrecht von Mainz schickte
die Thesen Luthers noch am 13. Dezem-
ber an den Papst. Johannes Tetzel ließ
am 20. Januar 1518 über den Rektor der
Universität in Frankfurt (Oder) Gegen-
thesen aufstellen. 

Die katholische Kirche war in ihrer Ab-
lasspraxis radikal angegriffen: wenn das
ganze Leben des Christen und nicht nur
das Handeln als Genugtuung Buße für
die Sünden sei (These 1), welchen kon-
kreten Einfluss hatte dann die Kirche
noch über den Gläubigen? Rom reagier-
te. Nach Feststellung derjenigen Thesen
Luthers, die nicht mit der geltenden
Lehre vereinbar waren, wurde Luther
dazu aufgefordert, seine Behauptungen
zu widerrufen und als reuiger Sünder in
den Schoß der Mutter Kirche zurück-
zukehren.

Es folgten Disputationen in Heidelberg,
Augsburg und Leipzig (1518/19), die
über die Ablassfrage hinaus die Grund-
ausrichtung der Theologie Luthers klär-
ten. Das Ergebnis war für Luther be-
deutsam: weder der Papst, noch – was
in der Regel selbst die Papstkritiker des
späten Mittelalters noch zugestanden
hatten – ein Konzil der Bischöfe ist in
den Lehrfragen der Kirche unfehlbar.
Und: Papst und Konzil können in der
Auslegung der Schrift keine unumstöß-
liche Autorität bilden, wenn aus dem
Text der Schrift eine andere theologi-
sche Tatsache herauszulesen ist. Nein,
Luther beharrte aus seinem Wissen um
die Ablasspraxis auf der alleinigen Auto-
rität der Schrift, die ihre Auslegungs-
maßstäbe selber setzt und nicht auf eine
äußere Doktrin angewiesen ist. Dies
hatte Folgen.

Entdeckung der 
evangelischen Freiheit

Der Weg der Reformation führte im
Jahre 1521 auf den Reichstag zu
Worms. Vor Karl V., soviel war dem re-
sistenten Augustinermönch zugestan-
den worden, dem Kaiser des Heiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation
und vor den Vertretern aller Stände des
Reiches, den Gesandten der ausländi-
schen Fürsten und natürlich dem päpst-

lichen Legaten, sozusagen vor der ge-
samten europäischen Öffentlichkeit,
sollte Luther widerrufen. Der weitere
Gang der Dinge ist bekannt. Von dem
berühmten, sinngemäß so geäußerten
Satz „Hier stehe ich, ich kann nicht an-
ders. Gott helfe mir. Amen“, für den
Luther sich ebenfalls ausschließlich auf
die Schrift berief, führte der Weg der
Reformation mit einer vorgetäuschten
Entführung auf die Wartburg, auf der
Luther als Junker Jörg die Bibel ins
Deutsche, die Sprache des Volkes,
übersetzte. Über weitere Auseinander-
setzungen im eigenen Lager und über
das Augsburger Bekenntnis 1530 ent-
stand mit der Zeit die eigene, prote-
stantische Kirche. Und weiter: der Kon-
flikt zwischen katholischer und evan-
gelischer Kirche sollte Gegenstand vie-
ler kriegerischer Auseinandersetzungen
werden, von Schmalkalden 1547/48
als bitterer Vorgeschmack auf den
Dreißigjährigen Krieg bis heute nach
Nordirland. Gleichzeitig aber gibt es
heute ökumenische Verständigungen,
die auf ein gemeinsames Miteinander
der Kirchen zielen.

Wie konnte aus der Bibellektüre eines
an sich selbst verzweifelnden Augusti-
nermönches eine knapp 500 Jahre spä-
ter noch bestehende Kirche werden, de-
ren Geburtsstunde wir besonders am
31. Oktober eines jeden Jahres geden-
ken? Was ist außer der Tatsache, dass
dadurch Krieg über Europa hereinbrach,
positives zu sagen? Die Antwort mag
gegen diese Fragen recht kurz erschei-
nen: es ist die Entdeckung der evangeli-
schen Freiheit.

Der reformatorische Durchbruch in den
Jahren 1515/16 brachte die Ent-
deckung der unverdienten und unver-
dienbaren Glaubensgerechtigkeit, also
der Gerechtigkeit, die Gott dem Gläubi-
gen ohne Blick auf sein Handeln und
sein Verhalten schenkt. Diese Ent-
deckung ergab sich nicht einfach aus
den vorherigen Versuchen einer Kir-
chenreform. Sie folgte aus dem neuen
Lesen des altbekannten biblischen Tex-
tes. Luther verstand unter der Gerech-
tigkeit Gottes nicht mehr den stra-
fenden Gott, sondern den liebenden
Gott, der den Sünder gerecht macht.
Das ist die Entdeckung der evangeli-
schen Freiheit.

Der Reformation heute noch zu geden-
ken, ist deshalb notwendig, wenn man
in der Kirche der Reformation und als ihr
Mitglied in der Welt leben und arbeiten
will. Die evangelische Freiheit, die in der
Reformation geboren wurde, ist die
Antwort auf alle quasi-religiösen Ideo-
logien: warum wohl trafen sich die
Menschen 1989 gerade in der Nikolai-
kirche, die an ihrem Staat und seiner Be-
vormundung, Steuerung und Manipu-
lation bis in die täglichen Details hinein
irre geworden waren? Sie ist die Ant-
wort auf die Verzweiflung und das
Scheitern von Menschen in einer Gesell-
schaft, die in der Gefahr steht, ihre
Wertvorstellungen vom Sein des Men-
schen auf sein Haben zu verlagern.
Nicht im Sinne billiger Vertröstung,
nach dem Motto: „im Himmel wird alles
besser“, sondern als Hinweis auf die
tatsächliche und eingeschränkte Bedeu-
tung irdischen Glücks.

Christsein in der Zukunft

Und sie ist die Antwort auf die Frage,
was die protestantische Kirche und das
Christsein in der Zukunft sein soll: Kirche
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EXPO-Kirche

Das Marienfenster der Künstlerin
Hella Santarossa kann in seiner
ganzen Farbpracht noch bis zum
31.10.2000 im Christus- Pavillon
an der Expo-Plaza betrachtet
werden. 



Reformationstag 2000

darf sich nicht einfach in den Reigen
sozial-karitativer Angebote einreihen,
sondern muss gerade den Kern ihrer
Botschaft, ihre Urerkenntnis weiterver-
kündigen. Das heißt nämlich auch, den
wichtigen sozial-karitativen Organisa-
tionen ihre Kompetenz und Aufgaben
zu lassen und nicht streitig zu machen.
Die Verkündigung der evangelischen
Freiheit ist die Aufgabe der protestanti-
schen Kirche und aller ihrer Mitglieder in
einer Zeit religiöser Desorientierung und
der Angebotsfülle schneller und oft nur
scheinbarer Sinnstiftungen. Darauf soll
der diesjährige Reformationstag und
weil wir in einem Schwellenjahr leben
gerade dieser Reformationstag auf-
merksam machen.

Evangelische Verantwortung

Es soll nicht verschwiegen werden, dass
die Schwester der evangelischen Frei-
heit die evangelische Verantwortung
ist. Weil der Mensch in seinem Heil nicht
von seinem Handeln abhängig ist, tut er
gerade gute Werke. Das ist Luthers
Überzeugung. Er ist nicht frei vom Han-
deln, sondern frei zu handeln, weil er in
seiner Arbeit nicht mehr auf sich selbst
(und sein Heil) schauen muss, sondern
sich ganz auf seinen Nächsten konzen-
trieren kann. Er handelt auf diese Weise
in Gottes Schöpfung für das Wohl sei-
nes Nächsten, wie er auch für sein eige-
nes sorgt. 

Als Christ in der Politik

Das gilt auch für die politische Tätigkeit
des Christen. Derjenige, der Politik aus
einem christlichen Hintergrund betreibt,
weiß zwischen Christsein und Politik,
zwischen religiösem und gesellschaftli-
chem Bereich zu unterscheiden. Er weiß,
dass Politik nicht direkt aus christlichen
Wahrheiten abgeleitet werden kann. Er
weiß aber auch, wem er gelingendes
Handeln zu verdanken hat und warum
es sich lohnt, sich für diese Welt zu en-
gagieren. 

Ein Beispiel kann das verdeutlichen: das
1994 in Hamburg beschlossene Grund-
satzprogramm der CDU nennt als Moti-
vation zur Politik, zur Mitgestaltung der
Gesellschaft, die Werte der Aufklärung
und das christliche Verständnis vom
Menschen. Damit wird der Dreiklang

Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit
zum Zentrum aller politischen Argu-
mentation. Zur Freiheit des Menschen
können gerade die Protestanten ihre
Tradition einbringen. Die Solidarität
folgt aus dem Gebot der Nächstenliebe
und bedeutet beispielsweise auch Be-
wahrung der Schöpfung. Gerechtigkeit
entfaltet die Freiheit des Menschen und
schützt ihn vor Missbrauch. Gerechtig-
keit ist so die Freiheit des Schwächeren.
In wirtschaftlicher Hinsicht bedeutet
dieser Dreiklang die Verwirklichung und
Bewahrung einer sozialen Marktwirt-
schaft - eine Frage, die besonders in den
nächsten Jahren von elementarer Be-
deutung sein wird. Markt und Mensch-
lichkeit ist damit eine Kurzformel, die
diesen Zusammenhang von Freiheit,
Solidarität und Gerechtigkeit auf die
Wirtschaft zum Ausdruck bringt. 

Wertausrichtung in der Politik

Luthers Thesenanschlag hat Bedeutung
für das politische und gesellschaftliche
Handeln der Christen. Eine Wertausrich-
tung der Politik kommt neben dem Be-
zug auf die Werte der Aufklärung auch
heute nicht ohne Bezug auf die christli-
che Tradition und auf den gelebten
christlichen Glauben aus. Kirche hat hier
immer wieder ihre hinweisende, mah-
nende und perspektivische Funktion.
Deswegen ist der Gedenktag an Luthers
Thesenanschlag am 31. Oktober auch
für politisch handelnde und denkende
Menschen wichtig- gerade auch an der
Schwelle zu einem neuen Jahrhundert. �

Anm.:
Heinz Volker Mantey ist

Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
an der Ev.-Theol. Fakultät 

der Universität Bonn
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Der EAK- Nordrhein-
Westfalen lädt ein zur:

EAK- Landestagung

Samstag, 28. Oktober 2000
10.00 Uhr

Festspielhaus, Recklinghausen

Zehn Jahre Deutsche Einheit!
Alles aufgearbeitet?

mit: Dr. Joachim Gauck
Bundesbeauftragter für die

Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der

ehem. DDR

Rückfragen unter: 
02 11- 1 36 00 43

Der Evangeliche Arbeitskreis
(EAK) Kreisverband
Hochtaunus lädt ein:

Donnerstag, den 2. November 2000
19.30 Uhr

Christ sein – Politik – 
Veranwortung tragen

Bürgerhaus in Köppern

mit. Dr. Walter Klaiber, 
Bischof der Evangelisch-
methodistischen Kirche

Dr. Friedrich Weber, Probst 
der Evangelischen Landeskirche
Hessen/Nassau

Dr. Bernhard Felmberg,
Bundesgeschäftsführer 
des Evangelischen Arbeitskreises 
der CDU/CSU

Diskussionsleitung: Tobias Utter,
stellv.Landesvorsitzender des EAK
Hessen, Bundesvorstandsmitglied
des EAK

Rückfragen unter:
0 61 75-73 35

(Klaus-Jochen Feldmann)

Achtung!

Der Bundesverband des Evange-
lischen Arbeitskreises (EAK) 

der CDU/CSU ist neuerdings im
Internet auch unter der Adresse: 

www.evangelischer-arbeitskreis.de
zu finden.

Wir würden uns freuen, 
wenn sie diese neue Möglichkeit
der Information wahrnehmen.



Kurz notiert/Bücher

Prof. Dr. Günter Rohrmoser:
Geistige Wende –
Christliches Denken als
Fundament des modernen
Konservatismus
Olzog-Verlag, München
2000, ISBN 3-7892-8025-9

Der Autor legt mit diesem
Werk eine Zusammenfas-
sung seiner philosophischen
Erkenntnisse über den geisti-
gen Zustand der Bundesre-
publik Deutschland vor.

Die Spiegelung der Gegen-
wart, mit der vom Christen-

tum geprägten europäischen
Geschichte und deren Dar-

stellung in Philosophie und
Theologie, machen dieses
Buch insbesondere durch sei-
ne kritische Auseinanderset-
zung mit dem Zeitgeist zu ei-
ner Orientierungshilfe für je-
den um Deutschland besorg-
ten Zeitgenossen.

Die Kompliziertheit unserer
Situation zu erfassen, setzt
für den Leser sowohl Grund-
kenntnisse deutscher Ge-
schichte als auch des christli-
chen Glaubens voraus, wo-
bei wegen des wissenschaft-
lichen Sprachgebrauchs dem
Ungeübten ein Fremdwör-
terbuch zu empfehlen ist.

Die in handlichen Seitenzahlen
gefassten Unterthemen erlau-
ben es, persönlich bevorzugte
Details dieser Arbeit in anderer
Reihenfolge zu studieren. Prof.
Rohrmoser nimmt den ernst-
haft Interessierten dergestalt 
in das geistige Ringen um 
eine geschichtliche Zukunft
Deutschlands hinein, dass er
für seinen Verantwortungsbe-
reich Einsichten und Hand-
lungsfähigkeit gewinnen kann.

Es wird dargestellt, wie die
vom Christentum gelöste Auf-
klärung in die geistige Orien-
tierungslosigkeit des von
Nietzsche vorhergesagten Ni-
hilismus unserer Tage führte.
Die Sinnfrage drängt heute auf
zielsetzende Beantwortung.

Einen weiten Raum nimmt
die Zuständigkeit von Staat
und Kirche/Politik und Reli-
gion ein, weil gegenseitige
Kompetenzüberschreitungen
zu falschen Erwartungen und
Überforderung der Institu-
tionen geführt haben. Damit
gewinnt die vernunft-
gemäße Zwei-Reiche-Lehre
Augustins höchste Aktua-
lität, um beide Partner zum
Wohle des Ganzen wieder
auf ihren ursächlichen Auf-
trag zurückzuführen. 

Quer durch die Gesellschaft
werden Identitätsprobleme
attestiert, die von der Nation
über die Parteien bis hin zum
Menschen als Frau oder
Mann reichen. Parteiprofile
verschwimmen im Bestreben,
den Mehrheiten monetär ge-
fällig (wählbar) zu sein, da in
Deutschland Ökonomie vor
Lebenskultur rangiert.

Der Tiefgang dieses Buches
reicht bis in die persönlichen
und globalen irdischen Exi-
stenzfragen wie Rechtferti-
gung vor Gott und Wieder-
kunft Christi. Damit setzen
die in verantwortlicher Lei-
denschaft für Deutschland

entfalteten Gedanken dieses
Werk zu einem echten Weg-
zeichen geistiger Wende, das
in Kirche, Politik und Volks-
bildung Beachtung verdient.

(Hartmut Nischik, EAK-
Vorsitzender von Leipzig)

Karl- Herrmann Kandler:
Behindertenethik in
christlicher Verantwortung
142 Seiten, Verlag
Schriftenmission, Ev.
Gesellschaft, Wuppertal, 
ISBN 3-87857-296-4,
14,80 DM

Die christliche Behinderten-
ethik aus evangelisch-lutheri-
scher Sicht war bislang ein
„Stiefkind“ in den Darstellun-
gen theologischer Ethik. Der
Verfasser versucht als syste-
matischer Theologe eine me-
thodische Darstellung der Be-
hindertenethik, wobei er sein
Werk als Anstoß zu weiteren
Debatten und Publikationen
sieht, welches somit also kein
Versuch sein soll, der Gesamt-
thematik gerecht zu werden.

Positiv anzumerken ist, dass
neben dem theoretischen Teil
zu den Fragen: Wie ist der be-
hinderte Mensch in der Ge-
sellschaft einzuordnen? Wie
haben wir von der Bibel her
mit Behinderten umzugehen?
auch ein Teil mit praktischen
Folgerungen den Abschluß

13Evangelische Verantwortung 10/00

Bücher

� Stichwort
Leserumfrage

In der letzten Ausgabe der
Salzkörner (Nr.4/2000),
einer Sammlung von Ma-
terialien für die Diskussion
in Kirche und Gesellschaft,
welche vom Zentralkomi-
tee der deutschen Katholi-
ken (ZdK) herausgegeben
wird, wurde eine Leserbe-
fragung veröffentlicht, die
für die neue Redaktion der
Evangelischen Verantwor-

tung einen großen An-
sporn darstellt. Bei der Fra-
ge nach dem Leseumfeld
wurde auch die Evangeli-
sche Verantwortung von
3,26 Prozent der Leser ge-
nannt. Unter dem Ge-
sichtspunkt der Ökumene
und dem Wegfall des
Deutschen Allgemeinen
Sonntagsblattes als regel-
mäßig erscheinendes Pres-
semittel, hoffen wir den
Prozentsatz bei der katho-
lischen Leserschaft stei-
gern zu können. �

Leseumfeld

Folgende Publikationen wurden als weitere
Informationsquellen genannt (Mehrfachnennungen):

Herder- Korrespondenz 34,51%

Publikforum 33,15%

Rheinischer Merkur 30.98%

KNA 29,08%

epd 12,09%

Deutsches Sonntagsblatt 11,55%

Evangelische Verantwortung 3,26%
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bildet, der dem Leser konkrete
Hinweise für das Zusammen-
leben von Behinderten und
Nichtbehinderten, gerade
auch für das Leben in der Kir-
che und der Kirchengemein-
de, mit an die Hand gibt. Die
Bedeutung der Diakonie als
christlicher Dienst und das Er-
fordernis der Zusammenar-
beit zwischen diakonischen
Einrichtungen und der Ge-
meinde vor Ort wird beson-
ders hervorgehoben. Ad

� Ehe ist Lebens-
partnerschaft von
Mann und Frau

Gunzenhausen: Die faktische
Gleichstellung „eingetragener
Lebenspartnerschaften“ mit
der Ehe und die Verschaf-
fung identischer Leistungs-
rechte bei ohnehin schon
knappen Ressourcen zu La-
sten der Familie, werden
vom Landesvorstand des
Evangelischen Arbeitskreises
(EAK) der CSU unter Leitung
des EAK-Landesvorsitzen-
den Dr. Ingo Friedrich abge-
lehnt. Der Schutz von Ehe
und Familie durch Art. 6 GG
würde dann endgültig zu ei-
ner „Hülle ohne Inhalt“.

Der Evangelische Arbeits-
kreis (EAK) der CSU fordert
daher,

� vorhandene Diskriminie-
rungen abzubauen, ohne
den besonderen Charakter
der Ehe, die heterosexuellen
Paaren, also Mann und Frau,
vorbehalten bleibt, zu ge-
fährden,

� Staatsregierung, Landtags-
fraktion und die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion auf, alle
politischen und rechtlichen
Mittel – einschließlich einer
Normenkontrollklage vor
dem Bundesverfassungsge-
richt – auszuschöpfen, um
das Inkrafttreten des Gesetz-
entwurfes über eine „einge-
tragene gleichgeschlechtli-
che Lebenspartnerschaft“ zu
verhindern,

�die Bundesregierung auf, ein
umfassendes Konzept zu
nachhaltiger Familienförde-
rung vorzulegen und dabei
insbesondere die wegweisen-
den bayerischen Maßnahmen
wie z.B. höheres Erziehungs-
geld und längeren Erzie-
hungsurlaub zu übernehmen.

� Beitrag zur Werte-
diskussion in der Union 

Grundsätze des Evangeli-
schen Arbeitskreises der
CDU/CSU Kreisverband

Esslingen
(in gekürzter Fassung)

1. Grundlagen und Ziele
Der Evangelische Arbeitskreis
der CDU/CSU (EAK) im Kreis-
verband Esslingen will die
christlichen Grundlagen der
Union, wie sie im Grundsatz-
programm enthalten sind, zur
Auswirkung bringen....

2. Verantwortung des
Christen in der Union
Als Christen sind wir mitver-
antwortlich für die Gestaltung
der Politik in unserem Land.
Deutschland steht in der Tra-
dition der christlich-abendlän-
dischen Kultur. Dieses Erbe zu
bewahren ist das Ziel unseres
Engagements in der Politik.
Die Verantwortung vor Gott,
das christliche Verständnis
vom Menschen und die damit
verbundene christliche Ver-
antwortung beziehen sich auf
alle Bereiche des privaten und
öffentlichen Lebens....

Die christliche Wahrheit ist
nicht nur eine private sondern
eine öffentliche Wahrheit.

3. Gesellschaft und Kultur
Eine Gesellschaft kann ohne
bestimmte allgemein gültige
Werte nicht existieren. Die
christlichen Werte, insbeson-
dere die Zehn Gebote, bilden
einen Rahmen, der das Zu-
sammenleben ermöglicht....

4. Die sittliche Ordnung als
Verfassungsauftrag
...Es geht dem EAK darum,
den sittlichen Wertvorstellun-
gen von allgemeiner Gültig-
keit Gehör zu verschaffen und
damit einer Selbstzerstörung
von Staat und Gesellschaft zu
wehren, die unvermeidlich
aus dem Verzicht auf einen
Grundbestand an sittlichen
Überzeugungen als verbindli-
cher Norm für die Gesellschaft
und für die Gesetzgebung des
Staates folgen würde.

5. Familie
Die Familie bietet dem Men-
schen Geborgenheit. In ihr
lernt er Solidarität, Mitver-
antwortung und Liebe. Diese
Eigenschaften sind Vor-
rausetzung für das Funktio-
nieren einer Gesellschaft.
Der Schutz der Familie als
tragender Zelle der Gesell-
schaft muss Vorrang haben
vor den materiellen Bedürf-
nissen des Individuums.
Christliche Sozialpolitik muss
sich am christlichen Ver-
ständnis von Ehe und Familie
orientieren. Dies entspricht
auch dem verfassungsmäßi-
gen Auftrag des Grundge-
setzes und der Landesverfas-
sung von Baden-Württem-
berg.

6. Schule
Der EAK tritt für die Förde-
rung des konfessionell ge-
gliederten Religionsunter-
richts ein, der durch Pfarrer
und ausgebildete Religions-
lehrer erteilt wird....

Der Glaube an Jesus Christus
ist die Grundlage für die Ent-
wicklung von Eigenverant-
wortung und Gemeinsinn
des Einzelnen, Eigenschaf-
ten, die für die Gesellschaft
notwendig sind.

7. Kirche und Staat 
...Das Recht der Kirchen, ihre
Angelegenheiten im Rahmen
der grundgesetzlichen Mög-
lichkeiten selbst zu ordnen,
muss ebenso gewahrt wer-
den wie die Freiheit, ihrem er-
zieherischen und volksmis-
sionarischen Auftrag nachzu-
kommen. Die Kirchensteuer
gewährt den Kirchen ihre Ei-
genständigkeit und versetzt
sie in die Lage, ihre vielfälti-
gen Aufgaben vor allem in
der Gemeinde, Seelsorge,
Mission und Diakonie usw.
wahrzunehmen....

8. Bewahrung und
Schöpfung
Der Schöpfung Gottes kommt
ein eigener Wert zu. Sie ist
Vorraussetzung und Instru-
ment unseres Lebens. Die
Schöpfung ist dem Menschen
zur Gestaltung und Bewah-
rung anvertraut....

9. Arbeit, Wirtschaft und
Sozialordnung
...Der eigentliche Reichtum
Deutschlands ist daher der
Ausbildungsstand der arbei-
tenden Menschen (Human-
kapital). Für den EAK ergibt
sich daraus die Forderung,
die Bereitschaft zum Lernen
zu fördern. Gerade in der Be-
reitschaft zum Lernen, zum
immer neuen Umdenken,
liegt die ungeheure Chance.
Es muss ein Klima herrschen,
in dem auch Begeisterung für
Neues aufbrechen kann....

10. Verantwortung in der
Gesellschaft
Aus seinem Glauben heraus
ergibt sich für jeden Christen
die Notwendigkeit, entspre-
chend seiner Möglichkeiten
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für seine Mitmenschen in der
Verantwortung vor Gott ein-
zutreten. Deshalb ist es Auf-
gabe des EAK, getreu dem
Auftrag Jesu Christi insbe-
sondere auf Menschen und
Gruppierungen zu achten,
die ihre Bedürfnisse nicht al-
lein oder nur unzulänglich
vertreten können.
Über Versagen und Streit hin-
aus sehen wir in allen Men-
schen Geschöpfe Gottes, die
wir zum Gespräch  über unse-
re Grundsätze einladen.

� Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser,

als neuer Bundesgeschäfts-
führer des Evangelischen Ar-
beitskreises (EAK) der CDU/
CSU möchte ich mich Ihnen
vorstellen. Mein Name ist
Bernhard Felmberg. 

In Berlin geboren und aufge-
wachsen, wandte ich mich
nach dem Abitur dem Studi-
um der Evangelischen Theo-
logie zu. Ich studierte an 
der Kirchlichen- Hochschule-
Berlin und an der Friedrich-
Alexander-Universität in Er-
langen. 

Nach meinem Ersten Examen
wurde ich Wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Kirchengeschichte bei Herrn
Prof. Kurt-Victor Selge. Wäh-
rend meiner Assistentenjahre
promovierte ich über die „Ab-
lasstheologie Kardinal Cajet-
ans“, der sich 1518 auf dem
Reichstag zu Augsburg als
Vertreter der katholischen Kir-
che das erste Mal mit der Leh-
re Luthers befasste. 

In den folgenden Jahren ver-
vollständigte ich meine theo-
logische Ausbildung durch
das Vikariat. In der zweiten
Ausbildungsphase widmete
ich mich neben den Aufga-
ben in einer Berliner Kirchen-

gemeinde den Schwerpunk-
ten Schule (Religionsunter-
richt) und Telefonseelsorge. 

Nach dem Zweiten Theologi-
schen Examen, das mit dem
Ergebnis schloss, von der
Evangelischen Kirche in
Berlin-Brandenburg mangels
Haushaltsmitteln nicht über-
nommen werden zu können,
konnte ich im Anschluss 
eine Assistentenstelle an 
der Humboldt-Universität zu
Berlin antreten, mit der
Absicht über Ernst-Wilhelm
Hengstenberg zu habilitieren. 

Die Möglichkeit, die nun
empfangene Stelle als Bun-
desgeschäftsführer bekleiden
zu können, hat diese Pläne
vorerst zur Seite geschoben. 
Nach etlichen Jahren an der
Universität, bin ich dankbar,
dass ich jetzt „mitten im Le-
ben“ für die Anliegen der
Evangelischen Christen und
somit der Evangelischen Kir-
che in der CDU/CSU eintre-
ten kann. Umgekehrt ist es
notwendig, dass in der Zeit
des Neuanfangs der CDU/
CSU das Reden vom Christli-
chen in der Partei weiterhin
als fundamental erkannt und
politisch gelebt wird. 

Insofern ist die Brückenfunkti-
on, die der EAK einnimmt und
immer schon versehen hat,
weiterhin zu fördern. Ich hof-
fe, dass wir gerade mit der
„Evangelischen Verantwor-
tung“ eine Stimme haben, die
gehört und gegebenenfalls
auch beantwortet wird. 
In dieser Hinsicht hoffe ich auf
Ihr Mittun und Mitdenken.
Diskurs kann nur dort stattfin-
den, wo sich Menschen betei-
ligen. Ich hoffe, dass Ihnen die
„Evangelische Verantwor-
tung“ sowie die Arbeit des
EAK am Herzen liegen. 

Das alles ist wie vieles in
unserer  Gesellschaft nicht
selbstverständlich. Das Ein-

treten für evangelische und
gemeinchristliche Interessen
kann nur wahrgenommen
werden, wenn es durch 
eine starke Interessenge-
meinschaft vertreten wird.
Dies liegt in Ihrer wie in unse-
rer Verantwortung. Gemein-
sam mit Ihnen möchte ich
dieser evangelischen Verant-
wortung Gehör verschaffen. 
In diesem Sinne hoffe ich,
dass Sie meine Arbeit und die
des EAK mittragen. Darauf
vertraue ich und freue mich
auf Begegnungen mit Ihnen
–  wo und wie auch immer!

Mit freundlichen Grüßen
aus Berlin,
Ihr

Dr. Bernhard Felmberg
(Bundesgeschäftsführer des
EAK)   

Zeitgleich mit Dr. Felmberg
hat die Juristin Silke Adam
ihre Arbeit beim Evangeli-
schen Arbeitskreis (EAK)
der CDU/ CSU als neue
Referentin aufgenommen.
Neben dem Studium der
Rechtswissenschaften und
der Evangelischen Theolo-
gie in Göttingen und Wien
hat sie sich in der Bildungs-
und Hochschulpolitik beim
Ring-Christlich-Demokra-
tischer Studenten (RCDS),
u.a. als Landesvorsitzende
in Niedersachsen enga-
giert. Die dort gemachten
Erfahrungen in den Berei-
chen Organisation und Pu-
blikation werden ergänzt
durch eine im Rahmen 
des Juristischen Vorberei-
tungsdienstes abgeleistete
Wahlstation im Landeskir-
chenamt der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche
Hannovers. Die Mitarbeit
im Ökumenischen Frauen-
kreis des Ev.- luth. Klosters
Amelungsborn hat sie nach
eigenen Worten geprägt.

Mit dem Umzug der Bundes-
geschäftsstelle des EAK der
CDU/CSU ist ebenfalls Julia
Scharnweber nach Berlin ge-
kommen. Die 26 jährige ar-
beit seit dem 1.Oktober
1999 im Sekretariat des EAK.
Sie ist gelernte Verwaltungs-
fachangestellte und staatlich
geprüfte Sekretärin. Ihr Auf-
gabengebiet umfasst die Be-
treuung der Korrespondenz,
die Pflege der Adressenkar-
tei, das Führen der Spenden-
konten, die Organisation
von Veranstaltungen und
Mitwirkung an selbigen. Als
„heißer Draht“ zur Redakti-
on steht sie gern bei Anliegen
und Anfragen aus der Leser-
schaft mit Rat und Tat zur
Verfügung.

Über Anregungen und krea-
tive Ideen freut sich selbst-
verständlich die gesamte Re-
daktion.
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Kreuze – erschrecken uns am Straßenrand, rufen uns zu: „Brems ab!“ 

Kreuze – erregen manchen Widerstand, im Klassenzimmer oder auch sonst

Kreuze – kleiden den Hals bei jung und alt, groß oder klein, Atheist und Bischof

Kreuze – lassen fragen, wer bist du, der du da hängst?

Kreuze – öffnen den Mund zum Gebet, zum Gesang

Kreuze – hören Dank und Klage tagein – tagaus

Kreuze – weisen weg von mir, von mir zu ihm, der war, ist und sein wird.

Kreuze – machen das Herz ruhig, schenken den Glauben an Gerechtigkeit – Frieden

Kreuze – zeugen von Schmerz und Leid

Kreuze – berichten vom Ende und tragen den Anfang des neuen Lebens an sich  

Kreuze – zeigen uns den Weg, öffnen uns die Sicht auf Gott

Kreuze – künden von der Botschaft, dass allein Christus uns selig macht. 

Felmberg
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